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Antrag der Fraktionen der Biindnis 90/Die Griinen, DIE LINKE und der SPD

Menschenrechtswidrige Brechmittelvergabe: Verantwortung iibernehmen und einen
Ort des Gedenkens und Mahnens schaffen

Zwischen 1992 und 2004 verabreichte die Polizei in Bremen in weit mehr als
tausend Féllen Brechmittel, wenn Personen verdachtigt wurden, mit Drogen
gehandelt und Beweismittel verschluckt zu haben. Weigerten sich die Betroffe-
nen, den Brechsirup einzunehmen, wurde er ihnen in vielen Féallen zwangs-
weise Uber eine Nasen-Magen-Sonde zugefiihrt. Wahrenddessen wurden die
Betroffenen festgehalten oder gefesselt. Im Zuge einer solchen Prozedur verlor
in der Nacht vom 26. auf den 27. Dezember 2004 der 35-jahrige Laye-Alama
Condé das Bewusstsein und verstarb am 7. Januar 2005 an den Folgen. Die
Praxis der zwangsweisen Brechmittelvergabe wurde daraufhin in Bremen aus-
gesetzt. Endgtltig eingestellt wurde sie erst, nachdem der Europdaische Ge-
richtshof fiir Menschenrechte mit Urteil vom 11. Juli 2006 festgestellt hatte, dass
es sich bei der zwangsweisen Brechmittelvergabe um eine unmenschliche und
erniedrigende Behandlung handelt, die gegen das Verbot der Folter in Artikel
3 der Européaischen Menschenrechtskonvention verstofit.

Die strafrechtliche Aufarbeitung der Tétung von Laye-Alama Condé endete im
November 2013 mit der Einstellung des Strafverfahrens gegen einen Mitarbei-
ter des Arztlichen Beweissicherungsdienstes der Polizei Bremen. Das Landge-
richt begriindete die Einstellung mit einer anhaltenden psychischen
Erkrankung des Angeklagten und verband sie mit der Auflage, 20 000 Euro an
die Mutter des Getoteten zu zahlen. Durch die Verfahrenseinstellung konnte
abschlieBend weder die individuelle Schuld oder Unschuld des Angeklagten
festgestellt noch einer moglichen Tatbeteiligung Dritter, noch der massiven
Kritik des Bundesgerichtshofs an dem bis dahin durchgefiihrten Verfahren
Rechnung getragen werden.

Nach diesem Abschluss des Strafverfahrens bat der ehemalige Prasident des
Senats, Jens Bohrnsen, im Namen aller Bremerinnen und Bremer bei den An-
gehorigen des Toten um Entschuldigung. Sein Vorgédnger im Amt, Dr. Henning
Scherf, der Uber den gesamten Zeitraum der Brechmittelvergabe als Justizse-
nator fungierte und seit 1995 auch Prasident des Senats war, distanzierte sich
mittlerweile in o6ffentlichen Beitragen von den damaligen Vorgangen und be-
teiligte sich an einer kritischen Aufarbeitung der Geschehnisse. Der derzeitige
Polizeiprasident, Lutz Miiller, driickte in einem personlichen Schreiben an die
Mutter des Getoteten sein Bedauern uber den Tod ihres Sohnes aus. Die Polizei
Bremen veroéffentlichte eine Broschire zum Hintergrund des Todes von Herrn
Condé, in der auch der heutige Senator fiir Inneres und fritherer Justiz-Staats-
rat, Ulrich Maurer, sein tiefstes Bedauern zum Ausdruck brachte. In einer Mit-
teilung an die Birgerschaft (Landtag) vom 20. Marz 2018 (Drucksache 19/1592)
hat schlieBlich auch der Senat ,sein tiefes Bedauern tiber den vermeidbaren
Tod von Herrn Condé" ausgesprochen.

Insgesamt hat sich die Stadtgesellschaft in Bremen —nicht zuletzt auf Anregung
der Angehoérigen, der ,Initiative in Gedenken an Laye-Alama Condé”, der ge-
genwadrtigen Polizeifiihrung, der Anwaltinnen und Anwalte und der Medien —
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ausfiihrlich mit dem Fall und seiner Vorgeschichte, den Hintergriinden und den
Konsequenzen auseinandergesetzt. Es ist an der Zeit, dem Gedenken an die
zwolf Jahre wahrende Brechmittelvergabe, bei der ein Mensch in staatlicher
Obhut in entwirdigender Weise getdtet wurde, einen wiirdevollen Platz im
Stadtbild einzurdumen. Dieser Ort des Gedenkens moge zugleich ein Ort der
Mahnung an Politik und Gesellschaft sein, die VerhaltnisméaBigkeit staatlicher
MaBnahmen stets kritisch zu hinterfragen.

Die Birgerschaft (Landtag) moge beschlieBen:

1.

Die Burgerschaft (Landtag) ist bestirzt und beschamt dariiber, dass die
Androhung oder Durchfithrung einer unmenschlichen und erniedrigenden
Behandlung wie der zwangsweisen Brechmittelvergabe tiber zwolf Jahre
lang eine seinerzeit iibliche MaBnahme der Strafverfolgung in Bremen war
und Laye-Alama Condé am 7. Januar 2005 in Folge einer solchen Behand-
lung zu Tode kam.

Die Birgerschaft (Landtag) nimmt anerkennend die vielfdltigen gesell-
schaftlichen, behordlichen und politischen Initiativen zur 6ffentlichen Auf-
arbeitung der Ursachen, Zusammenhdnge und Konsequenzen des
Geschehens zur Kenntnis.

Die Birgerschaft (Landtag) ist sich ihrer eigenen Verantwortung bewusst,
die unmenschliche und erniedrigende Behandlung jahrelang zugelassen
zu haben. Sie bittet alle Betroffenen sowie insbesondere die Hinterbliebe-
nen von Laye-Alama Condé dafiir um Verzeihung.

Die Birgerschaft (Landtag) befiirwortet die Initiative, im o6ffentlichen
Raum der Bremer Innenstadt einen dauerhaften Ort zu schaffen zum Ge-
denken an das Geschehen und zur Mahnung daran, dass niemand in poli-
zeilicher Obhut einer unmenschlichen und erniedrigenden Behandlung
unterzogen werden, nachhaltig zu Schaden oder gar ums Leben kommen
darf. Die Burgerschaft (Landtag) fordert den Senat auf, einen Vorschlag fiir
einen Standort zu machen und in Abstimmung mit dem zustédndigen Stadt-
teilbeirat, dem Landesbeirat fiir Kunst im 6ffentlichen Raum und der De-
putation fiir Kultur zeitnah und gemeinsam mit allen Beteiligten eine
wirdige Losung zu finden. Sie bittet den Senat, innerhalb von sechs Mo-
naten nach Beschlussfassung der Deputation fiir Kultur zu berichten.

Kai Wargalla, Stlmez Dogan, Bjorn Fecker und
Fraktion Biindnis 90/Die Griinen

Miriam Strunge, Sofia Leonidakis, Nelson JanBen
und Fraktion DIE LINKE

Kevin Lenkeit, Mustafa Glungor und Fraktion der
SPD



	Bremische Bürgerschaft Drucksache 20/521
	Antrag der Fraktionen der Bündnis 90/Die Grünen, DIE LINKE und der SPD
	Menschenrechtswidrige Brechmittelvergabe: Verantwortung übernehmen und einen Ort des Gedenkens und Mahnens schaffen



